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Der Jahreswechsel bietet immer eine gute Gelegenheit, 
um die Erwartungen für das neue Jahr zu formulieren. 
Hier sind meine drei Wünsche für 2019:

Erstens: Ich wünsche mir, dass es uns gelingt, das Ver-
hältnis zwischen Auftraggebern und Auftragnehmern 
noch partnerschaftlicher zu gestalten. Dazu gehört vor 
allem eine transparente Kommunikation und ein Agieren 
auf Augenhöhe. Ich wünsche mir, dass die Bauverwal-
tungen – vor allem auch auf kommunaler Ebene – ihre 
Bauherrenkompetenz wahrnehmen und verbindliche 
und verlässliche Entscheidungen treffen.

Zweitens: Ich wünsche mir, dass wir in diesem Jahr die 
wichtigen Grundsteine für den digitalen Wandel legen. 
Das betrifft zu allererst unsere Unternehmen selbst. Wir 
müssen unsere Betriebs- und Bauabläufe noch besser 
auf das digitale Zeitalter einstellen. Aber vor allem ist 
die Politik gefragt, endlich den Breitbandausbau voran-
zubringen, damit unsere dezentral agierende Branche 
auch jenseits der Ballungsräume mit großen Daten-
mengen umgehen kann.

Drittens: Ich wünsche mir, dass wir 2019 nutzen, um 
noch intensiver nach Lösungen für unser Fachkräfte-
problem zu suchen. Der zunehmende Mangel an Fach-
personal wird für unsere Unternehmen immer gravie-
render. Gerade im akademischen Bereich werden die 
Folgen immer deutlicher. Aber nicht nur für die Unter-
nehmen wird die Suche nach qualifiziertem Personal 
zum Megathema. Auch in den Bauverwaltungen sind 
die Engpässe deutlich zu spüren. Es muss uns allen 
gemeinsam noch besser gelingen, junge Menschen für 
eine Tätigkeit im Baubereich zu begeistern. 

Wir alle können stolz auf unsere gebaute Umwelt sein. 
Lassen Sie uns im neuen Jahr versuchen, die vielen 
positiven Projekte in den Vordergrund zu stellen und uns 
nicht an den Dingen abzuarbeiten, die vielleicht nicht so 
gut waren.

Ich wünsche uns einen erfolgreichen Start ins Jahr 2019 
und freue mich auf die Projekte, die wir gemeinsam zum 
Erfolg bringen.

Ihr

EDITORIAL | BiB 01-2019

 Bau im Blick
       Aufeinander bauen

Wir alle können stolz 
auf unsere 
gebaute Umwelt sein. 

Wolfgang Finck
Präsident
Bauindustrieverband Ost e. V.
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 Wird der Osten abgehängt?

Foto: shutterstock © visuall2 
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Kaum ein Thema wird im politischen Raum so heiß dis-
kutiert wie der Breitbandausbau. Als Zukunftsthema 
betitelt, wurde es jedoch über die vergangenen Jahre 
hinweg stiefmütterlich behandelt. Zwar stellte die 
Bundesregierung 4 Mrd. Euro in einem Bundesförder-
programm zur Verfügung, verkomplizierte jedoch das 
Antragsverfahren, sodass bis Mitte 2018 von 2.200 
bewilligten Ausbauprojekten gerade einmal drei abge-
schlossen waren. 
Dies blieb nicht ohne Folgen: Das bereits 2013 gefasste 
Ziel, flächendeckend 50 MBit/s-Leitungen bis 2018 zu 
verlegen, wurde weit verfehlt. Insbesondere die ostdeut-
schen Regionen belegen beim Länderranking die hin-
teren Ränge. Während Mitte 2018 Berlin bereits zu 93,6 
Prozent mit Breitband ausgestattet war, belegt Sachsen 
mit 70,8 Prozent den 12. und Brandenburg mit 69,6 Pro-
zent den 13. Platz unter den Bundesländern. Schluss-
licht ist Sachsen-Anhalt mit gerade einmal 59,5 Prozent 
an Haushalten mit 50 MBit/s-Leitungen.
Die neue Bundesregierung setzte mit ihrem Koalitions-
vertrag ein neues Ziel und will nun bis 2025 flächende-
ckend Gigabit-Netze auf Glasfaserbasis ausbauen und 
investiert dafür 10 – 12 Mrd. Euro. Ein ambitioniertes Ziel 
angesichts des Status quo. Um schneller und besser 
voranzukommen, wurde zudem die Förderrichtlinie im 
Juli 2018 reformiert. 
So entfallen sowohl die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen der Kommunen als auch das Scoringmodell 
zur Beantragung von Fördergeldern. Der Förderhöchst-
betrag pro Projekt wurde auf 30 Mio. Euro erhöht und die 
Förderung der Aufwertung von Kupferleitungen mittels 
Vectoring abgeschafft. Kommunen, die einen Antrag 
auf Vectoring gestellt haben, konnten ihn noch bis Ende 
2018 auf Glasfaser aufwerten. 

Viele Änderungen für so eine Mammutaufgabe – ist die 
Zielsetzung realisierbar?

Zunächst muss festgehalten werden, dass der langfris-
tige Rahmen bis 2025 keine Grundlage bietet, um die 
Bundesregierung zur kommenden Bundestagswahl in 
2021 an ihrer Zielsetzung zu messen. Zudem sendet 
die Überarbeitung falsche Anreize: Reagierte eine Kom-
mune schnell und begann den Ausbau auf Grundlage 
des Vectorings vor der Novellierung, hat sie nun keine 
Möglichkeit der Aufwertung des Antrags. „Spätzünder“ 
freuen sich hingegen über die neue Förderstruktur mit 
Antragsaufwertung zu Glasfaser. 
Neue Regelungen und ein noch ambitionierteres Ziel 
benötigen außerdem ausreichend Planungskapazitäten.  
Die Bauämter, bei denen über Jahrzehnte Personal ein-
gespart wurde, sowie Planungs- und Ingenieurbüros  
können nach derzeitigem Stand die erforderlichen Pla-
nungsleistungen in dieser Zeitspanne nicht stemmen. 
Nur eine ausreichende Personaldecke, die mit regel-
mäßigen Fort- und Weiterbildungen auf neue Gesetzge-
bungen vorbereitet wird, kann als Partner der Industrie  
die Masse an Glasfaserkabeln unter die Erde bekommen. 

Ob der Osten mit seinen ländlichen Regionen beim Breit- 
bandausbau weiter abgehängt wird, zeigt sich in der 
Zukunft. Die Industrie blickt optimistisch in die kommen- 
den Jahre, wenn Bürokratie weiter ab- und Planungs-
kapazitäten seitens der Verwaltung aufgebaut werden. 
Der Breitbandausbau bleibt dabei ein zwingendes Erfor-
dernis, um die ostdeutschen Regionen attraktiver für die 
Bevölkerung und Unternehmen zu machen.

Verfügbarkeit von Breitbandinternet nach Bundesländern  
in Prozent (Stand: Mitte 2018)

Bundesland ≥ 16 
Mbit/s

≥ 30 
Mbit/s

≥ 50
Mbit/s

Berlin 99,0 96,4 93,6
Brandenburg 90,4 80,9 69,6
Sachsen 84,6 76,4 70,8
Sachsen-Anhalt 78,1 66,6 59,5

Forderungen des Bauindustrieverbandes Ost  
für einen schnelleren Breitbandausbau
 
Aufbau von Planungskapazitäten
 
Es fehlen Planungskapazitäten bei den Bauämtern und 
den Ingenieurbüros, um das Gigabit-Ziel 2025 zu errei-
chen. Um die notwendige Masse Glasfaserkabel unter 
die Erde zu bekommen, müssen Planungskapazitäten 
wieder aufgebaut und Mitarbeiter eingestellt werden.
 
Befürwortung von Leerrohrverlegung
 
Leerrohre müssen flächendeckend bei Straßenbaumaß-
nahmen mit verlegt werden. So können beim Bedarf 
des Breitbandausbaus Kosten und Zeit gespart werden. 
Zudem trägt es zur nachhaltigen Verringerung von 
Baustellen bei, da Straßen und Fußwege nicht extra 
geöffnet werden müssen.
 
Nutzung etablierter Tiefbauverfahren
 
Entgegen der diskutierten Methoden zur alternativen 
Verlegung von Glasfasernetzen im sog. Trenching-Ver-
fahren (Verlegung der Kabel in schmale Schlitze im Bo-
den) setzt der Bauindustrieverband auf etablierte Tief-
bauverfahren, in denen auf die Lage bestehender Gas-, 
Wasser-, Telefon- und Stromleitungen geachtet wird.

TOP-Thema BREITBANDAUSBAU | BiB 01-2019
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Wie ist der Stand des Breitbandausbaus im Freistaat?

Brangs: Die vorliegenden Zahlen zeigen bei Geschwin-
digkeiten von mindestens 50 Mbit/s eine Versorgungs-
quote von 70,8 Prozent. Bei ≥ 100 Mbit/s beträgt die 
Versorgung 51,7 Prozent und ist damit um mehr als 
fünf Prozent höher als noch Ende 2017. Inzwischen 
liegt Sachsen auf dem ersten Platz der Ostdeutschen 
Flächenländer. Bei der Glasfaser-Technologie bis zum 
Gebäude liegt Sachsen bundesweit auf dem fünften 
Platz und unter allen deutschen Flächenländern sogar 
auf Platz vier.
Diese Daten geben aber nur den Stand von Mitte 2018 
wieder. Aktuellere Daten vom Jahresende 2018 werden 
im 1. Quartal 2019 vorliegen. Darum sind wichtige Aus-
bauvorhaben der Telekommunikationsunternehmen des 
letzten halben Jahres noch nicht abgebildet. Außerdem 
konnten zwischenzeitlich durch das SMWA geförderte 
Projekte in Betrieb genommen werden, beispielsweise 
in Rietschen und in Bad Schandau. Die Zahlen werden 
sich also weiter verbessern.

Wo sehen Sie die größten Probleme?

Brangs: Um mögliche Probleme einordnen zu können, 
muss man die Rahmenbedingungen kennen, die für 
den Breitbandausbau gelten. Nach dem Grundgesetz 

muss die Breitbandversorgung als Telekommunikati-
onsdienstleistung privatwirtschaftlich erbracht werden. 
Nicht der Staat ist hier in der Pflicht, sondern zunächst 
die Unternehmen. Die Unternehmen machen das aber 
nicht überall in dem Umfang, wie ich mir das wünschen 
würde.
Darum wird bei einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
die Höhe der Investitionskosten ins Verhältnis mit den 
erzielbaren Erträgen gesetzt. Wenn das Verhältnis 
zu ungünstig ist, wird ein Unternehmen kaum aktiv 
werden. Wo eine privatwirtschaftliche Breitbandversor-
gung nicht erfolgt, wird dann ein Marktversagen unter-
stellt und damit eine Förderung ermöglicht. Dann muss 
im Rahmen des EU-Beihilferechts aber sichergestellt 
werden, dass mit dem geförderten Ausbau kein Eingriff 
in den Telekommunikationsmarkt erfolgt. Daraus ergibt 
sich dann, dass die Prozesse sehr aufwändig und büro-
kratisch sind. Zusätzlich kann geförderter Ausbau nach 
den Vorgaben der EU immer nur dann erfolgen, wenn in 
dem Gebiet bisher keine Versorgung mit 30 Mbit/s vor-
handen ist.

Mit welchen Maßnahmen kann der Breitbandausbau 
beschleunigt werden?

Brangs: Ich treffe mich regelmäßig mit Telekommunika-
tionsunternehmen, um deren Sicht auf die Situation zu 
erfahren und im Gespräch voran zu kommen. So lassen 
sich Projekte beschleunigen. Und wenn kein privatwirt-
schaftlicher Ausbau erfolgt, können wir fördern. Allein 
im neuen Doppelhaushalt stellen wir dafür weitere 700 
Millionen Euro bereit. Als erstes Bundesland bieten wir 
eine 100-Prozent-Finanzierung an. Nirgendwo soll der 
Ausbau an fehlenden finanziellen Mitteln der Kommunen 
scheitern.
Jetzt geht es darum, bei zukünftigen Projekten eine 
optimale Größe zu finden. Damit Projekte entstehen, 
die einerseits zum Planungsaufwand bei den TK-Unter-
nehmen und Kommunen passen und andererseits beim 
Bau zu marktgerechten Losgrößen führen. Wenn darauf 
bei zukünftigen Projekten stärker geachtet wird und die 
Akteure im Umgang miteinander erfahren sind, werden 
die Projekte auch schneller fertig werden.

 Drei Fragen an ...

Stefan Brangs 
Staatssekretär 
Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr (SMWA)

Foto: SMWA

BiB 01-2019 | TOP-Thema BREITBANDAUSBAU
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Wie schätzen Sie den Stand des Breitbandausbaus in 
Ostdeutschland ein?

Wegner: Ohne schnelle Datenverbindungen können 
wir die enormen Chancen der Digitalisierung nicht 
nutzen. Damit alle Menschen, in Stadt und Land, vom 
technischen Fortschritt profitieren, muss das glasfa-
serbasierte Highspeed-Internet möglichst schnell flä-
chendeckend zur Verfügung stehen. Wir haben in den 
vergangenen Jahren zwar bereits manche Fortschritte 
erzielt, aber unter anderem in vielen ländlich geprägten 
Regionen der neuen Länder schreitet der Breitband-
ausbau noch nicht schnell genug voran.
 
Wo sehen Sie die größten Probleme?

Wegner: Durch die fehlende Konkurrenz bei den Netzbe-
treibern wird die Netzmodernisierung verlangsamt. Ein 
weiterer Punkt ist die von der EU festgesetzte Schwelle, 
bis zu der der Staat den Breitbandausbau subventio-
nieren darf, denn bei den bestehenden Schwellenwerten 
rechnen sich die Infrastrukturmaßnahmen rein betriebs-
wirtschaftlich oft nicht. Auch der große Abstimmungs-
bedarf der Gemeinden untereinander kann den Glasfa-
serausbau behindern.

Mit welchen Maßnahmen kann der Breitbandausbau 
beschleunigt werden?

Wegner: Gut ist, dass Bundesminister Andreas 
Scheuer den Kommunen Berater an die Seite stellt, 
die hinsichtlich der Förder- und Kooperationsmög-
lichkeiten informieren. Auch die Netzbetreiber müssen 
beim Netzausbau endlich besser zusammenarbeiten. 
Parallel sollte der Bundesfinanzminister zeitnah ein 
neues Breitbandförderprogramm vorlegen. Wenn 
dann noch die EU-Aufgreifschwelle bedarfsgerecht 
angepasst wird, kann die Glasfaserförderung einen 
richtigen Schub erleben. Ziel muss es sein, Glasfaser 
in jede Region und in jede Gemeinde zu bringen, mög-
lichst direkt bis zum Haus.

Kai Wegner
Mitglied des Deutschen Bundestages
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Foto: Yves Sucksdorff
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Wie ist der Stand des Breitbandausbaus in Sachsen- 
Anhalt?

Theel: Die Versorgung mit Breitbandanschlüssen von 
mindestens 50 Mbit/s lag in den Landkreisen Sachsen- 
Anhalts Mitte 2018 zwischen 31 Prozent und 73 Prozent 
der Haushalte. Im Landesdurchschnitt beträgt diese 
Anschlussrate knapp 60 Prozent gegenüber bundesweit 
rd. 83 Prozent aller Haushalte. 
Noch größer ist allerdings der Nachholbedarf beim 
zukunftsorientierten Aufbau von Glasfasernetzen. Hier 
stehen Deutschland und besonders auch Sachsen- 
Anhalt leider erst am Anfang.

Wo sehen Sie die größten Probleme?

Theel: Die Förderbestimmungen des Landes Sachsen- 
Anhalt weichen teilweise von denen des Bundes ab. 
Dies macht das Antragsverfahren für die Landkreise und 
für die Investitionsbank als Bewilligungsstelle schwierig, 
so dass es zu zeitlichen Verzögerungen kommt.
Im Übrigen halten sich große Telekommunikationsunter-
nehmen nicht an die Ergebnisse des Markterkundungs-
verfahrens. Im Ergebnis müssen kommunale Projekte 
kurzfristig umgeplant und fördertechnisch angepasst 
werden.

Mit welchen Maßnahmen kann der Breitbandausbau 
beschleunigt werden?

Theel: Um den Digitalisierungsprozess in Sachsen- 
Anhalt entscheidend voranzubringen sind

§§ ausschließlich nur noch moderne Glasfasernetze bis  
	 in die Gebäude (FTTB/H) zu fördern,
§§ flächendeckende 5G-Mobilfunknetze parallel zum  

	 Glasfasernetz aufzubauen,
§§ die Förderbedingungen des Landes vollständig  

	 denen des Bundes anzupassen und
§§ die Markterkundungsverfahren rechtsverbindlich  

	 auszugestalten, um gerade kommunale Ausbaupro- 
	 jekte zu schützen.

Zur fachlichen Unterstützung dieser Maßnahmen 
sollte kurzfristig auf Landesebene ein Kompetenz-
zentrum „Glasfaserausbau in Sachsen-Anhalt“ ein- 
gerichtet werden.

 Drei Fragen an ...

Heinz-Lothar Theel  
Geschäftsführendes Präsidialmitglied  
Landkreistag Sachsen-Anhalt e.V.

Foto: Landkreistag Sachsen-Anhalt e. V.
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Wie ist der Stand des Breitbandausbaus Brandenburg?

Graf: Nach dem Bericht des TÜV Rheinland zum Breit-
bandatlas der Bundesregierung Mitte 2018 haben im 
Land Brandenburg insgesamt 69,6 Prozent der Haus-
halte die Möglichkeit eines Zugangs mit mindestens  
50 Mbit/s. In ländlichen Gemeinden verfügen danach 
47,5 Prozent der Haushalte mindestens über 50 Mbit/s. 
67,7 Prozent der Haushalte in ländlichen Gemeinden 
verfügen über mindestens 30 Mbit/s.

Wo sehen Sie die größten Probleme?

Graf: Um die Chancen der Digitalisierung im ganzen 
Land nutzen zu können, bedarf es eines parallel mit 
den technischen Anwendungen schnell wachsenden 
leistungsfähigen Breitbandnetzes. In der Zukunft dürfte 
ein Technologie-Mix aus Glasfaserverbindungen und 
5G-Netz eine gute Voraussetzung darstellen. Hier bedarf 
es einer durchsetzungsfähigen staatlichen Koordinie-
rung und Steuerung. Die derzeitigen komplexen, in die 
privaten und staatlichen Ebenen übergreifenden Förder-
verfahren, sind langwierig und fehleranfällig.

Mit welchen Maßnahmen kann der Breitbandausbau 
beschleunigt werden?

Graf: Die Politik muss messbare Ziele formulieren und 
Verantwortlichkeiten klar benennen. Die Förderver-
fahren sind zu straffen. Es sollte überlegt werden, die
Netzbetreiber stärker in Verantwortung zu nehmen.

Jens Graf
Geschäftsführer 
Städte- und Gemeindebund Brandenburg e.V.

Foto: Photoatelier Pfeil, Potsdam
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Mitgliedsunternehmen des Verbandes bemängeln 
immer wieder die Praxis der Aufhebungen von Aus-
schreibungen. Um sich ein Bild der gegenwärtigen Lage 
zu machen, befragte der Bauindustrieverband Ost die 
Länder, Städte- und Gemeindetage, Landkreise und 
größeren Städte im Verbandsgebiet zur Aufhebung von 
Auschreibungen. Demnach wurden im Schnitt fünf bis 
neun Prozent der Ausschreibungen im Jahr 2017 auf-
gehoben. Dabei waren Vergabeverfahren unterhalb der 
Schwelle verhältnismäßig häufiger betroffen als Verga-
beverfahren oberhalb der Schwelle. Als Gründe wurden 
mehrheitlich genannt:

§§ kein Angebot eingegangen
§§ kein Angebot eingegangen, das den Ausschrei- 

  	 bungsunterlagen entsprach
§§ Vergabeunterlagen müssen grundlegend geändert  

	 werden
§§ Finanzierung nicht gesichert
§§ wirtschaftlichstes Angebot lag weit über Kosten- 

	 schätzung

Gerade bei der Aufhebung einer Ausschreibung wegen  
Überschreitung des geschätzten Auftragswertes hat 
die Rechtsprechung hohe Anforderungen gestellt. Eine 
Aufhebung kommt nur dann in Betracht, wenn die ein-
gereichten Angebote ganz beträchtlich über einer ver-
tretbaren, zeitnah vor Ausschreibung erstellten und 
anhand realistischer Annahmen vorgenommenen Kos-
tenschätzung liegen. Denn die Aufhebung darf nicht zu 
einem Instrument zur Korrektur der in öffentlichen Aus-
schreibungen erzielten Submissionsergebnisse geraten 
(BGH, Urteil vom 20.11.2012 – X ZR 108/10). Nur wenn 
die Kosten aktuell und realistisch geschätzt wurden und 
das Ergebnis der Submission drastisch (Spielraum 20 %  
bis 30 %) davon abweicht, kann die Vergabestelle aus-
nahmsweise und selbst bei fortbestehender Beschaf-
fungsabsicht eine Ausschreibung aufheben. Die Ver-
gabestelle hat allerdings nach dem Grundsatz der  
Verhältnismäßigkeit mögliche Alternativen zur Aufhe-
bung zu erwägen und zu prüfen, ob nicht weniger ein-
schneidende Maßnahmen als die Aufhebung des Ver-
fahrens in Betracht kommen.

 Aufhebung von Ausschreibungen – ein vermeidbares 
     Problem?

12,7 9,1

% %

Anteil aufgehobener 
Ausschreibungen an

Gesamtzahl der
Ausschreibungen

Ø
Ostdeutsche

Länder

Ostdeutsche
Länder

Kreisfreie
Städte

Ø
Kreisfreie

Städte

Gründe der Aufhebung
entsprechend

VOB/A, § 17(1), 1-3

Öffentliche Ausschreibungen VOB/A
                   Ostdeutschland*

66,7
55,6

16,7

16,7
33,1

11,1

kein Angebot eingegangen

grundlegende Änderung Vergabeunterlagen

andere schwerwiegende Gründe

*Hochrechnung

Quelle: Bauindustrieverband Ost e. V., Umfrage bei Gebietskörperschaften, Oktober 2018

2017* wurde in Ostdeutschland 
jede zehnte Ausschreibung der Ge-
bietskörperschaften (ohne Bund) 
aufgehoben, wobei das im Durch-
schnitt der kreisfreien Städte häu-
figer vorkam, als bei Ausschreibun-
gen der Länder.
Knapp zwei Drittel der Aufhebungen  
durch Gebietskörperschaften (ohne 
Bund) beruhten darauf, dass kein 
Angebot eingegangen war, welches 
den Ausschreibungsunterlagen ent-
sprach. Auch das kam bei den kreis-
freien Städten häufiger vor, als bei 
Ausschreibungen der Länder.
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Am 8. November 2018 trafen sich in Leipzig Vertreter 
aus Bauunternehmen, Planungsbüros und Bauverwal-
tungen zur 19. VOB-Tagung. Als zentralen Diskussions-
punkt des Tages stellte Verbandspräsident Wolfgang 
Finck die vermehrte Aufhebung von öffentlichen Aus-
schreibungen in den Fokus. In Anbetracht der Tatsache, 
dass die Kalkulation von Angeboten zeitlich und perso-
nell sehr aufwendig ist, sei diese Entwicklung aus Unter-
nehmersicht nicht hinnehmbar. Das partnerschaftliche 
Miteinander zwischen Bauunternehmen und öffentlicher 
Hand müsse gestärkt werden, so Finck. 
Nachdem Dr. Klaus Klang, Staatssekretär im Finanz-
ministerium Sachsen-Anhalt, in einem Grußwort die 
Fusion zum Bauindustrieverband Ost begrüßte und die 
Bauunternehmen als zentralen Partner in konjunkturell 

guten Zeichen lobte, hielt der Jurist Dr. Joseph Gnaub 
einen Vortrag zu Praxiserfahrungen im Bauvertragsrecht 
2018. Im weiteren Verlauf des Nachmittags referierte 
der Baurat der Stadt Leipzig Ulf Schirrmeister zur neuen 
VOB/A 2018 und Anja Mundt als Vertreterin des BDI zu 
den Entwicklungen der ostdeutschen Landesvergabe-
gesetze. Tim Kretschmer von der HTWK Leipzig gab 
zudem einen spannenden Impuls zur Digitalisierung der 
Bauwirtschaft, bevor eine Podiumsdiskussion zu Aus-
schreibungsaufhebungen die Tagung beendete.
Der Wille nach einer verstärkten Kommunikation, begin-
nend bei der Ausschreibung bis hin zur Abnahme des 
Bauvorhabens, eint alle Beteiligten – der Bauindustrie-
verband Ost wird hierzu auch 2019 Impulse setzen.

 19. VOB-Tagung in Leipzig
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Der Bauindustrieverband Ost e. V. hat auch 2018 unter 
dem Motto „Dein Bild vom Bau“ Schüler aller Klassen-
stufen aus Berlin, Brandenburg, Sachsen und Sachsen- 
Anhalt ermuntert, sich künstlerisch mit dem Thema 
„Bau“ auseinanderzusetzen. Die 12 schönsten und ein-
fallsreichsten Arbeiten wurden im BIVO-Tischkalender 
veröffentlicht.
Mitgliedsunternehmen des Verbandes haben für die 
Preisträger und deren Klassen Patenschaften über-
nommen. Das beinhaltete die Unterstützung der Klas-
senkasse mit einer Spende in Höhe von 150 Euro sowie 
ein Geldgeschenk für die Künstler, deren Bild aus-
gewählt wurde. Die Preise werden in den jeweiligen 
Schulen durch die Unternehmensvertreter verliehen.

„Wir sind immer wieder überrascht, wie vielseitig und ein-
fallsreich das Thema „Bau“ von den Kindern dargestellt 
wird“, sagte Verbands-Hauptgeschäftsführer Dr. Robert 
Momberg bei der Auswahl der Preisträger-Bilder. „Für 
unseren Verband ist dieses Projekt eine Herzensangele-
genheit. Einerseits möchten wir mit dem Wettbewerb die 
Vielseitigkeit des Themas „Bauen“ in die Klassenzimmer 
tragen. Andererseits kann durch die Unternehmenspa-
tenschaften der Kontakt zwischen Unternehmern und 
Schülern intensiviert werden.“
Damit gehören der Gestaltungswettbewerb sowie der 
daraus entstandene Kalender „Dein Bild vom Bau“ zu 
den bedeutenden Bausteinen in der Nachwuchsgewin-
nung des Verbandes.

 „Dein Bild vom Bau“

Preisträger Patenschaft

Januar Leonie Teufer, Klasse 3
Heiner-Müller-Schule, Grundschule Eppendorf

Baufirma Loose & Co. GmbH
Leubsdorf

Februar Jette Bindemann, Klasse 3
Grundschule Püchau, Püchau

Isolierungen Leipzig GmbH 
Leipzig

März Kimberly Schnurre, Klasse 8 
Gymnasium „Walter Gropius“, Dessau-Roßlau

Schieck + Scheffler & Co. GmbH
Dessau-Roßlau

April Ingvar Zernikau, Klasse 1
Comenius Schule, Berlin

Züblin Spezialtiefbau GmbH, Bereich 
Nord, Berlin

Mai Tabea Lätsch, Klasse 4
Grundschule „Hans Christian Andersen“, Niesky

Straßen- und Tiefbau GmbH See
Niesky OT See

Juni Jan-Gregor Kurylyszyn, Klasse 9
Albert-Schweitzer-Oberschule, Beeskow

Bonava Deutschland GmbH
Fürstenwalde

Juli Amy Maßmann, Klasse 3
Grundschule „Am Brückfeld“, Magdeburg

Busse Bau GmbH
Magdeburg

August Maria Peters, Klasse 3
Lessingschule, Grundschule der Stadt Leipzig

Otto Heil GmbH & Co. KG
Hoch-, Tief-, Ingenieurbau und Umwelt-
technik, Taucha

September Gemeinschaftsarbeit, Klasse 3
Hugo-Kükelhaus-Schule
Förderschule für Geistigbehinderte, Magdeburg

STRABAG AG
Direktion Hannover/Sachsen-Anhalt
Magdeburg

Oktober Yara Hendel, Klasse 5
Johann-Heinrich-Pestalozzi-Gymnasium, Rodewisch

VSTR AG Rodewisch
Rodewisch

November Vanessa Schütze, Klasse 9 
Christian-Lehmann-Oberschule, Scheibenberg

Baugesellschaft „Am Scheibenberg“ mbH
Scheibenberg

Dezember Marie-Luise Tornow, Klasse 7
Gymnasium „Bertolt Brecht“, Bad Freienwalde

mib Märkische Ingenieur Bau GmbH
Wriezen
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Anfang November 2018 nahm Bundesverkehrsmi-
nister Andreas Scheuer eine Neubewertung von Pro-
jekten des Bundesverkehrswegeplans vor. Während 
Schienenverkehrsknoten in den alten Bundesländern 
wie München, Mannheim oder Frankfurt am Main auf-
gewertet und finanziert werden, bleiben Bahnprojekte 
im Osten vermehrt auf der Strecke. Angesichts der 
nötigen Investitionen gerade in den Strukturwandel-
regionen bleibt diese Entwicklung hinter den Erwar-
tungen zurück.
Erst zwei Wochen vor Scheuers Ankündigung veröffent-
lichte die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ der Bundesregierung einen Zwischen-
bericht, um Konzepte für den Umbau der Kohleregionen 
vorzustellen. Die Experten der sogenannten Kohlekom-
mission sahen gerade für die Lausitz einen erheblichen 
Bedarf an Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur. 
Nur so könne die Region gestärkt aus dem Struktur-

wandel in die „Nach-Kohlezeit“ hervorgehen. Konkret 
müsse die Eisenbahnverbindung Lübbenau–Cottbus 
zweigleisig ausgebaut werden. Zudem gilt es, die 
gesamte Verbindung Berlin–Cottbus–Görlitz als elek- 
trifizierte Schnellzugverbindung auszubauen. Die Stre-
cken Cottbus–Dresden und Cottbus–Leipzig sowie 
Dresden–Görlitz müssen elektrifiziert werden.
Die Bauindustrie fordert vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels in der Lausitz einen zielgerichteten 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, um Unternehmen 
und Menschen vor Ort zu halten und die Region nach-
haltig zu entwickeln. Die Bauunternehmen benötigen 
für ihre Planungssicherheit unbedingt konkrete Zeit-
räume und Investitionssicherheiten. Sie müssen lang-
fristig Kapazitäten planen können und auch Anreize 
erhalten diese zu halten oder auszubauen. Nur dann ist 
die Lausitz auch für Investoren interessant: Denn die 
Wirtschaft folgt der Infrastruktur.

 Bundesverkehrswegeplan: Lausitz auf dem Abstellgleis?

Foto: Rhomberg Sersa Deutschland - Ost GmbH 

 12. Sächsischer Radontag in Bad Schlema

Experten aus ganz Deutschland informierten im Rahmen 
des 12. „Sächsischen Radontages“ am 15. und 16. No- 
vember 2018 in Bad Schlema über radonsicheres 
Bauen. Rund 160 Akteure aus Wirtschaft, Verwaltung, 
Wissenschaft und der Bauwirtschaft traten im Erz-
gebirge in den Erfahrungsaustausch. In dem neuen 
Strahlenschutzgesetz sind erstmals verbindliche Rege-
lungen zum Radonschutz enthalten. Bereits ab dem  
31. Dezember 2018 müssen Planer und ausführende 
Firmen Radonschutzmaßnahmen an Neubauten vor-
sehen, um ein mangelfreies Gebäude erstellen zu 
können. Regelungen, die die Bevölkerung am meisten 
treffen, kommen erst 2021 zum Tragen. Dabei handelt  
es sich einerseits um die Verpflichtung des Arbeitge- 
bers, Radon an Arbeitsplätzen im Keller und im Erdge-
schoss zu messen. Wenn das radioaktive Edelgas aus 
dem Boden durch Risse in der Bodenplatte oder den  

Kellerwänden in das Gebäude eindringt, kann es sich 
durch eine verringerte Luftwechselrate ansammeln 
und die zulässigen Referenzwerte überschreiten. Nach 
internationalen Studien gelten erhöhte Radonkonzen-
trationen in der Luft als mögliche Ursache an Lungen-
krebs zu erkranken. In seinem Vortrag „Radonschutz an 
Gebäuden – Herausforderungen für die Bauindustrie“  
wies Klaus Pöllath, Vizepräsident des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie, darauf hin, dass die Bau-
industrie der Hauptakteur beim Radonschutz ist. Sie 
benötigt auf dem Gebiet des Radonschutzes rechtssi-
chere Rahmenbedingungen, harmonisierte Normen und 
durch Aus- und Weiterbildung qualifizierte Mitarbeiter. 
Das Ziel muss es sein, den Radonschutz in ökologisches 
und wirtschaftliches Bauen zu integrieren. Dazu bedarf 
es der Zusammenarbeit aller in Politik, Verbänden und 
Unternehmen.
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Am 10. Januar 2019 lud der Bauindustrieverband Ost 
zum traditionellen Neujahrsempfang in sein Verbands-
haus in Potsdam. In seinem Grußwort formulierte 
Verbandspräsident Wolfgang Finck die drei Heraus-
forderungen der Branche, auf die nur im engen Schul-
terschluss zwischen Politik und Wirtschaft Lösungen 
gefunden werden können: Partnerschaftliches Bauen, 
Digitalisierung der Branche sowie Nachwuchssiche-
rung. Auch in der Verwaltung ist die Frage der Nach-
wuchsgewinnung angekommen. „Das Thema der 
Fachkräftegewinnung ist unser Thema Nummer eins. 
Die Zeit der großen Einsparungen in der Personal-
planung ist vorbei. Beispielsweise hat der Landesbe-
trieb Straßenwesen ein Einstellungsportfolio von 321 
Stellen“, betonte Kathrin Schneider, Ministerin für Infra-
struktur und Landesplanung des Landes Brandenburg. 
Auch der Berliner Staatssekretär für Wohnen Sebas-
tian Scheel betonte die wichtige Partnerschaft mit der 
Bauwirtschaft: „Die Wachstumsdynamik Berlins ist 
ungebrochen. Um dem bereits erfolgten und weiter 
absehbaren Zuzug gerecht zu werden, wird das Land 
Berlin weiterhin kräftig in die Infrastruktur und das Woh-
nungsangebot investieren. Um diese Ziele auch baulich 
umsetzen zu können, setzen wir weiterhin auf die Part-
nerschaft mit der Bauwirtschaft.“ Im Anschluss ließen 
die rund 200 Gäste aus Bauunternehmen, Politik, Ver-
waltung und Auftraggeberschaft das alte Jahr Revue 
passieren und schauten optimistisch auf 2019. 

 Neujahrsempfang der Bauindustrie Ost

Wolfgang Finck, Ministerin Kathrin Schneider, Staatssekretär Sebastian Scheel, Dr. Robert Momberg (v. l. n. r.)
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 Impressionen vom Neujahrsempfang am 10. Januar 2019 in Potsdam
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Aus Sicht der Bauindustrie hat sich das Berliner Aus-
schreibungs- und Vergabegesetz (BerlAVG) nicht 
bewährt. Während die öffentliche Hand die geringe 
Beteiligung an Ausschreibungen beklagt, fordert der 
Bauindustrieverband Ost eine Entbürokratisierung, um 
Ressourcen für Auftraggeber sowie Bieter zu sparen und 
öffentliche Aufträge somit wieder attraktiv zu gestalten. 
Erste Details des Referentenentwurfs zur Novelierung 
des BerlAVG lassen erkennen, dass diese Ziele nicht 
erreichen werden und es nicht zu Anstieg der Ange-
botsabgaben kommen wird. Eine ausführliche Stellung-
nahme wird gegenwärtig durch den Verband erarbeitet.

Die mittleren Kosten eines Bauunternehmens für die 
Teilnahme an einer einzigen öffentlichen Ausschreibung 
belaufen sich auf 9.600 Euro. Ein Bauunternehmen im 
Verbandsbereich muss durchschnittlich vier Angebote 
abgeben, um einen öffentlichen Auftrag zu erhalten. 
Das verursacht unternehmensseitig Kosten in Höhe von 
38.400 Euro.

 Berliner Vergabegesetz in der Kritik
BERLIN

Mit der Fraktionsvorsitzenden Antje Kapek und wei-
teren Parlamentariern von BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
tauschte sich Dr. Robert Momberg im Rahmen des 
Arbeitskreises Wohnen und Stadtentwicklung der Frak-
tion über baupolitische Themen aus und wies unter 
anderem auf die Hürden des Berliner Vergabegesetzes 

hin. Zusammen mit Präsidiumsmitglied Marcus Becker 
wurden außerdem mit Sebastian Czaja, Fraktions-
vorsitzender der FDP-Fraktion, Themen wie die Woh-
nungsbaupolitik sowie die Digitalisierung von Baupro-
zessen und der Verwaltung diskutiert. 

 Aus dem Abgeordnetenhaus
BERLIN

Iris Kralack, Referatsleiterin Straßenbau im Ministe-
rium für Infrastruktur und Landesplanung des Landes 
Brandenburg, Dr. Albrecht Klein, Vorstandsvorsit-
zender Landesbetrieb Straßenwesen und Norbert 
John, Technischer Geschäftsführer Brandenburgi-
scher Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen, 
gaben am 19. Dezember 2018 einen Rückblick sowie 
Ausblick über Aufgaben und Themen ihrer jeweiligen 
Bereiche. Erneut wurde der Fachkräftemangel in Ver-
waltung und Wirtschaft thematisiert. Die Teilnehmer 

tauschten sich intensiv über Instrumente und Anreize 
für angehende Azubis und Studenten aus. Dabei 
rückte die Digitalisierung in den Mittelpunkt, die 
Chancen und Herausforderungen für die Nachwuchs-
gewinnung mit sich bringt. Darüber hinaus themati-
sierten die Teilnehmer das partnerschaftliche Bauen. 
Alle waren sich einig, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlicher Hand und Wirtschaft wieder stärker 
durch Dialog und ein lösungsorientiertes Miteinander 
geprägt werden müsse.

 Verwaltung trifft Wirtschaft
BRANDENBURG

Foto: PORR Deutschland GmbH
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Das Bündnis für Wohnen wurde auf Initiative des 
Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung in 
Brandenburg 2017 gegründet. Seitdem beschäftigen 
sich seine Akteure, so auch der Bauindustrieverband 
Ost, mit Themen wie den Baukosten, der Bauqualität, 
der Bereitstellung von Bauland sowie unterschied-
lichen Entwicklungen des Wohnungsmarktes in den 
Regionen Brandenburgs. Am 15. Oktober 2018 fand 
die erste Wohnkonferenz unter dem Motto „Gutes 
Wohnen in Brandenburg: bezahlbar und zukunfts-

sicher“ statt. Dabei wurde die Notwendigkeit einer 
engeren Zusammenarbeit der Länder Berlin und 
Brandenburg im Rahmen der Herausforderungen und 
Möglichkeiten des Wohnmarktes betont. Während 
der Podiumsdiskussion betrachteten die Bündnismit-
glieder die bisherige Arbeit, Perspektiven und Themen 
des Bündnisses. Die Unternehmensvertreter for-
derten vor allem eine höhere Sensibilität für anfallende 
Kosten sowie eine Folgekostenabschätzung.

 Bündnis für Wohnen in Brandenburg
BRANDENBURG

Ein zentrales Anliegen des Verbandes ist die außer-
gerichtliche Beilegung von Konflikten während des 
Vergabe- oder Bauprozesses. Einen wichtigen Schritt 
in dieser Frage ging der Bauindustrieverband am 26. 
November 2018 und stellte in Potsdam Vertretern der 
öffentlichen Hand das Konzept einer Konfliktlösungs-
stelle vor. Nach einer mitunter kontrovers geführten 
Diskussion wurde deutlich, dass auf Seiten der öffent-
lichen Verwaltung grundsätzlich das Potential gesehen 
wird, um bei der außergerichtlichen Konfliktlösung 
Kosten, Zeit und personelle Ressourcen zu sparen.

Speziell in der konfliktträchtigen Baubranche führen 
die meist sehr langwierigen Gerichtsverfahren häufig 
auf Grund von starren Regeln, im Baurecht unerfah-
renen und permanent überarbeiteten Richtern oft zu 
unbefriedigenden Vergleichsvorschlägen und Urteilen, 
ganz abgesehen von den hohen Kosten eines Gerichts-
verfahrens. Hier setzen die Vorteile einer außergericht-
lichen Konfliktlösung an. Sie ist kürzer als ein Gerichts-
verfahren, es entstehen geringere Kosten, sie hat eine 
höhere Befriedungsfunktion und kann schlussendlich 
zu gegenseitigem Vertrauen und Verständnis führen.

 Konfliktlösung durch außergerichtliche Streitbeilegung 
BRANDENBURG

Foto: Bonava Deutschland GmbH
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Am 18. Oktober 2018 trafen sich Unternehmensver-
treter des Bauindustrieverbandes Ost im Sächsischen 
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
(SMWA) mit Staatssekretär Stefan Brangs. Im Mittel-
punkt der offenen Diskussion stand die Vergabe von 
Tiefbauleistungen für den zügigen Breitbandausbau in 
Sachsen. Staatssekretär Brangs stellte den politischen 
Rahmen und die Förderbedingungen des notwendigen 
Breitbandausbaus vor und legte dar, wie die Staatsre-
gierung die örtlichen Kommunen unterstütze. Er machte 
deutlich, dass er von der Bauindustrie eine Unterstüt-

zung bei der Umsetzung der Ziele erwarte. Die Unter-
nehmer informierten über Probleme bei der Vergabe von 
Tiefbauleistungen aus ihrer unmittelbaren Erfahrung. Es 
wurden Vorschläge zur besseren Einbindung der ört-
lichen Tiefbauunternehmen besprochen. Insbesondere 
die frühzeitigen Informationen zu den geplanten Leis-
tungen, die Losgröße, die zeitlich zuverlässige Vergabe 
der Leistungen zur Planung der begrenzten Kapazitäten, 
die vollständigen Unterlagen ohne unkalkulierbaren 
Risiken sowie gleiche Wettbewerbsbedingungen und 
deren Einhaltung in der Ausführung wurden thematisiert.

 Tiefbauleistungen als Stellschraube für Breitbandausbau
SACHSEN

Die Fraktion DIE LINKE legte dem Sächsischen 
Landtag im Juni 2018 einen Gesetzesentwurf zur 
Weiterentwicklung des Vergaberechts im Freistaat 
Sachsen vor. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
veröffentlichte im August 2018 einen Gesetzesentwurf 
über die Ausschreibung und Vergabe öffentlicher Auf-
träge im Freistaat Sachsen. Zu beiden Entwürfen fand 
am 30. Oktober 2018 eine Anhörung im Sächsischen 
Landtag statt. Auch dem Verband wurde Gelegen-
heit gegeben, zu den Gesetzesentwürfen Stellung 
zu nehmen. Beide Entwürfe beinhalten eine Fülle von 
zusätzlichen Regelungen und Verpflichtungen für Bau-

unternehmer, die vom Verband wegen der damit ver-
bundenen Bürokratie abgelehnt werden. Zudem findet 
sich in bundesdeutschen Gesetzen und der VOB/A 
ohnehin ein Teil dieser Regelungen mit der Folge, dass 
diese nicht auch noch in einem Landesvergabege-
setz aufgenommen werden müssen. Vergabegesetze 
sollten anwenderfreundlich, praxisgerecht und rechts-
sicher gestaltet werden sowie den Bürokratieaufwand 
für Auftraggeber und Auftragnehmer möglichst gering 
halten. Diesen Zielstellungen wurden beide Entwürfe 
nicht gerecht.

 Anhörung zum Sächsischen Vergabegesetz
SACHSEN

v. l. n. r.: Staatssekretär Stefan Brangs, Jörg Muschol (Dreßler Bau GmbH), Frank Müller (Eiffage Infra Ost GmbH), Janet Lange (Heinz Lange Bau-
unternehmungen GmbH), Steffen Könnicke (Strabag AG, Direktion Sachsen/Thüringen), Daniel Hüttner (Gunter Hüttner & Co. GmbH) 
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 Expertenkreis Bau Sachsen-Anhalt: 

     Breitbandausbau als Schlüsselaufgabe begreifen

SACHSEN-ANHALT

Auf Einladung der Industrie- und Handelskammer 
Magdeburg fand am 29. Oktober 2018 die Veranstal-
tung „Regionaler Erfahrungsaustausch Bauwirtschaft“ 
in Colbitz statt. Der Bauindustrieverband Ost wies im 
Rahmen seines Vortrags zur aktuellen Situation der 
Bauwirtschaft auf die zunehmende Bürokratiebelas-
tung der Unternehmen hin und forderte eine Verringe-

rung der Bürokratiepflichten, eine Vereinfachung von 
Genehmigungsverfahren und eine bessere Vernetzung 
der Behörden. Zudem verwies der Verband auf die 
Zunahme von Ausschreibungsaufhebungen bei öffent-
lichen Vergabeverfahren und appellierte an die Auftrag-
geber, den Vergabeverfahren möglichst aktuelle Kos-
tenschätzungen zugrunde zu legen. 

 „Regionaler Erfahrungsaustausch Bauwirtschaft“ – Colbitz
SACHSEN-ANHALT

Am 6. November 2018 tagte in Dresden der Experten-
kreis Bau Sachsen des Verbandes. Jan Philipp Albrecht, 
Abteilungsleiter für Digitalisierung im SMWA, informierte 
die Anwesenden über den aktuellen Stand des Breit-
bandausbaus in Sachsen. In der Diskussion wurden 
über die gegenwärtigen Probleme sowie die notwen-
digen Schritte gesprochen, um den Breitbandausbau 
vor allem in den ländlichen Gebieten voranzubringen. 
Der Landtagsabgeordnete Frank Heidan informierte 
über den Doppelhaushalt 2019/20, der im Dezember 
vom Landtag beschlossen werde. Im weiteren Verlauf 
der Besprechung verdeutlichten die Unternehmer die 
Notwendigkeit eines stetigen Informationsaustausches. 
Unternehmer müssten kontinuierlich über Investitions-
planungen informiert werden, um Kapazitäten zu halten 
oder zu schaffen. Dabei appellierten sie gleichzeitig an 

die öffentliche Hand, aktuelle Preiskalkulationen zu ver-
wenden, die z. B. an gestiegenen Material- und Perso-
nalkosten angepasst seien. Denn die Aufhebung von 
Ausschreibungen aufgrund großer Differenzen zwischen 
Kostenschätzung und Angebot sei für alle Seiten unpro-
duktiv und nicht lösungsorientiert. Auch die Deponie-
knappheit sei ein großes Problem. Sie sorge für hohe 
Kosten der Unternehmen, die sich letztendlich in den 
Baukosten niederschlagen würden. Jedes Bundesland 
verlange andere Genehmigungen, was zu Bauverzö-
gerungen führe. Nicht zuletzt müsse dem Fachkräfte-
mangel, durch eine gezielte (politische) Förderung der 
Berufsschulen im ländlichen Raum entgegengewirkt 
werden, um den Fahrweg zu verkürzen und Azubis auf 
eigenen Wunsch in ihrer Heimatregion halten zu können. 

 Expertenkreis Bau Sachsen: Deponieknappheit als Kostentreiber
SACHSEN

Der Expertenkreis Bau Sachsen-Anhalt fand am  
22. Oktober 2018 in Magdeburg statt. Unter Beisein 
von Mitgliedsunternehmen, Vertretern von Baube-
hörden und Landesministerien sowie Landtagsabge-
ordneten entwickelte sich ein anregendes Gespräch 
zu Chancen und Herausforderungen der Bauindustrie 
Ostdeutschlands. Neben den Konjunkturzahlen, den 
Ergebnissen aus dem Schwarzbuch Bauwirtschaft 
zur Bürokratiebelastung und der Problematik der Auf-
hebung von öffentlichen Ausschreibungen, legte die 
Runde das Augenmerk insbesondere auf den wei-
teren Breitbandausbau in Sachsen-Anhalt. In der Dis-
kussion wurde klar, dass sich die Lage in Gebieten 
problematisch gestalte, in denen ein Marktversagen 
vorliege. Da aufgrund der zu geringen Nachfrage Tele-

kommunikationsunternehmen keinen Anreiz haben, 
in den Ausbau zu investieren, muss der Gesetzgeber 
Anreize schaffen. So sei es in der Vergangenheit dazu  
gekommen, dass sich Zweckverbände gründeten, För-
dermittel beantragten und den Ausbau in die eigene 
Hand nahmen. Problematisch gestaltete es sich,  
wenn Telekommunikationsunternehmen nach Beginn 
der Erdarbeiten plötzlich eigenes Interesse am Ausbau 
zeigten, Doppelstrukturen schafften und den Förder-
grund des Marktversagens für die Zweckverbände 
zunichtemachten. Eine Situation, die dem zügigen 
Ausbau des Breitbands und der damit verbundenen 
Kapazitätsauslastung der Tiefbauunternehmen nicht 
zuträglich ist und so weiter auf der politischen Agenda 
des Verbandes bleiben wird.
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Der Fahrtkostenzuschuss des Landes Sachsen- 
Anhalt für Azubis wird lediglich bis zu einem Ein-
kommen von 600 Euro gewährt. Daher greifen Bau-
unternehmer selbst in die Tasche und zahlen ihren 
Azubis teils eigene Zuschüsse. Neben der tariflichen 
Einigung der Baubranche, selbst 60 Euro an Zuschuss 
zu gewähren, nimmt sich die Landesregierung dem 
Problem an und will den Fahrtkostenzuschuss von 
derzeit 120.000 Euro jährlich auf 3 Mio. Euro aufsto-
cken. Die Erhöhung soll nach Haushaltsbeschluss 
ab Sommer 2019 gewährt werden und als Testballon 
die Nachfrage nach einem allgemeinen Azubiticket 
bestimmen. Die SPD-Landtagsfraktion diskutierte 
hierzu am 6. November 2018 in einem Werkstattge- 
spräch unter Beteiligung des Bauindustrieverbandes 

die Ausgestaltung eines solchen Tickets. Bei allen 
Modellen wurde eines klar: Die Auszubildenden 
müssen bei Fahrtkosten entlastet werden, um Fach-
kräfte im Land zu halten. 

Im Flächenland Sachsen-Anhalt stehen Azubis regel-
mäßig vor der Aufgabe, lange Wege zur Berufsschule 
zu bewältigen. Laut Analyse der IHKs und Handwerks-
kammern legen alle Auszubildenden im Bundesland 
pro Schultag mehr als eine Million Kilometer zurück –  
allein für die Anfahrt zur Berufsschule.

 Azubiticket – Entlastung für die Berufsschüler?
SACHSEN-ANHALT

Am 3. Dezember 2018 fand das jährliche Treffen des 
Verbandes mit der Straßen- und Hochbauverwal-
tung statt. Falko Balzer vom Landesfinanzministerium 
informierte zu laufenden und abgeschlossenen Pro-
jekten im Hochbau. Erfreulich sei, dass ca. 90 Prozent 
der 2018 vergebenen Aufträge in Mitteldeutschland 
geblieben sind und mit heimischen Unternehmern 
durchgeführt werden. Uwe Langkammer, Präsident 
der Landesstraßenbaubehörde, stellte aktuelle Neu-
bauprojekte vor. Diskussionen entstanden beim Vor-
trag von Jörg Przesang aus dem Landesverkehrs-
ministerium, der den Aufbau der Infrastrukturgesell-
schaft Autobahn und andere Bundesfernstraßen (IGA) 
und des Fernstraßen-Bundesamts (FBA) darstellte. 
Positiv ist zu bewerten, dass der Osten mit Leipzig 
als FBA-Zentrale sowie Halle und Stolpe als Nieder-
lassungen der IGA bedacht wurden. Dies birgt jedoch 
auch die Gefahr, dass gut ausgebildetes Personal der 
Landesbehörden in die neugeschaffenen Projekte 
abwandern und eine Personallücke hinterlassen. Im 
Angesicht des Investitionsstaus ist es unerlässlich, 
dass die Landesbehörden als Partner der Bauindus-
trie Kapazitäten vorhalten und Planungsprozesse 
vorantreiben.

 Gespräch mit der Hochbau- und Straßenbauverwaltung 
SACHSEN-ANHALT

Foto: Teichmann Bau GmbH

BiB 01-2019 | LÄNDERSPIEGEL
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 Bayrische Milchindustrie eG Jessen

Bereits im September 2017 hat die Isolierungen Leipzig 
GmbH über den süddeutschen Anlagebauer Karl Lauser 
einen Auftrag im Rahmen von Neuinvestitionen der Bay-
rischen Milchwerke Genossenschaft (BMI) am Standort 
Jessen erhalten. Hinter der prosaischen Formulierung 
Milchstraße verbirgt sich die Zielstellung, den Standort 
von der Milchanlieferung bis zur Auslieferung der Milch-
produkte nach modernsten Kriterien voll zu automati-
sieren. Da die Milch weder lange Transportwege noch 
eine unterbrochene Kühlkette bei der Verarbeitung ver- 
trägt, ist die Dämmung der Anlagen für die Einhaltung 
der Prozesstemperaturen unerlässlich. Neben der Rohr-
brücke gehört daher auch die Dämmung des neuen Wir-
belschichttrockners zum Leistungsumfang. Seit Februar 
2018 sind Monteure der Isolierungen Leipzig GmbH, 
unterstützt von regionalen Subunternehmern, in Jessen 
im Einsatz. Parallel wurde das Unternehmen mit den 
Instandhaltungsleistungen an der bestehenden Anlage 
beauftragt. Nach der Inbetriebnahme sollen täglich  
1,6 Millionen Liter Milch verarbeitet werden. 

Isolierungen Leipzig GmbH
Gegründet im Jahr 1953 als VEB Industrie Isolie-
rungen Leipzig und 1990 als einer der ersten Firmen 

von der Planwirtschaft in eine GmbH umgewandelt, ist 
das Unternehmen innerhalb der VINCI-Gruppe schon  
28 Jahre erfolgreich am Markt. Allerdings haben sich 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die Firma 
aufgrund politischer Entscheidungen stark gewandelt. 
Während in den 90er Jahren die Ertüchtigung und der 
Neubau konventioneller Kraftwerke noch einen hohen 
Stellenwert hatte, sind die Markteinschränkungen im 
Zuge der Energiewende durch die Zurückdrängung 
der Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen in den 
letzten Jahren stetig gewachsen. Förderprogramme 
für den Straßen- und Wohnungsbau betreffen die Iso-
lierungen Leipzig in ihren traditionellen Geschäftsfel-
dern nur indirekt. Anreize aus dem schon Ende 2014 
vom Bundeskabinett beschlossenen Nationalen Akti-
onsplan Energieeffizienz und die Aufnahme der Tech-
nischen Isolierung in die Förderung hocheffizienter 
Querschnittstechnologien trafen bisher kaum auf 
Kundenresonanz. Bezogen auf den Endkunden ist das 
Segment Chemie/Pharmaindustrie/Petrochemie über 
die Jahre stabil geblieben. Langjährige Kundenbezie-
hungen auf Dauerbaustellen und im Projektgeschäft 
sollen durch Kundennähe, Flexibilität und Qualität 
auch zukünftig weiter die Beschäftigung von knapp 
300 Mitarbeitern sichern.

Fotos (3): Isolierungen Leipzig GmbH

Isolierungen Leipzig GmbH
Geschäftsführung
Uta Steinhardt (Vorsitzende)
Uwe Gräfe

Tätigkeitsschwerpunkte
Wärmeisolierung
Kälteisolierung
Schallschutz
Brandschutz
Montage
Engineering
Instandhaltung
Services
Projektmanagement / Beratung

Isolierungen Leipzig GmbH
Hohmannstr. 7c
04129 Leipzig

www.isolierungen-leipzig.de
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 Langzeitverhalten polymerer Baustoffe –  
     Ein Blick in die Zukunft 

Kunststoffe sind aus der Bauindustrie nicht wegzu-
denken. Dabei spielt die Voraussage des Langzeit- 
und Alterungsverhaltens der Produkte eine enorm 
große Rolle, denn Kunststoffe sind speziellen chemi-
schen und physikalischen Alterungsprozessen unter-
worfen – manchmal mit gravierenden Folgen: Versprö-
dung und Spannungsrissbildung kann zum Versagen 
führen, Farbänderungen können einen optischen Ein-
druck komplett zunichtemachen und auch Kriechen 
kann zu Instabilität und Versagen eines Produktes 
führen.
Die Hochschule Merseburg (HoMe), Mitglied des 
Kompetenznetzwerks für Angewandte und Trans-
ferorientierte Forschung (KAT), ist für die Charakte-
risierung dieser Werkstoffe bestens aufgestellt: Die 
technische Ausstattung, besonders des KAT-Labors 
„Künstliche Bewitterung und Alterung“ der Professur 
Kunststofftechnik/Polymerwerkstoffe und des Kunst-
stoff-Kompetenzzentrums (KKZ) Halle-Merseburg, 
ermöglicht eine Vielzahl von Untersuchungen an Poly-
merwerkstoffen und Kunststofferzeugnissen sowie 

deren künstliche Alterung und Bewitterung. Für Letz-
teres stehen u. a. das UV-Schnellbewitterungsgerät 
„QUV/Spray“ und der Xenonbogenstrahler „Q-Sun 
Xe-3-HDS“ zur Verfügung. Ersteres deckt dabei den 
für Kunststoffe besonders schädlichen UV-Bereich 
des Lichtspektrums ab und ist in der Lage, Konden-
sation von und Besprühen mit Wasser zur Simulation 
von Tau und Regen durchzuführen. Das Gerät „Q-Sun 
Xe-3-HDS“ verfügt über eine Sprüheinrichtung für 
Reinwasser und eine zusätzliche Flüssigkeit (z. B. 
saurer Regen) – vom Lichtspektrum kann der ganze 
Bereich von UV- bis Infrarotstrahlung abgedeckt 
werden, während mit geeigneten Filtern sowohl eine 
Beleuchtung im Freien als auch hinter Fensterglas 
simuliert werden kann.
Darüber hinaus ist auch die Untersuchung von Mate-
rialien mit der innovativen „Stepped Isothermal 
Method“ (SIM) möglich, bei der im Zeitstandzugver-
such oder mittels Makrohärteprüfung das Kriechver-
halten bei steigenden Temperaturen gemessen und 
dann auf Zeiten approximiert werden kann. 

Hochschule Merseburg
University of Applied Sciences
Eberhard-Leibnitz-Straße 2
06217 Merseburg
 
Prof. Dr. Julia Beate Langer
Tel.:        +49 3461 462726
Fax.:       +49 3461 462592
E-Mail:   beate.langer@hs-merseburg.de
Web:      www.hs-merseburg.de
	    

Im Bild: Wissenschaftliche Mitarbeiterin Dipl.-Wirt.-Ing. Anja Berthold                                     Fotos (4): Hochschule Merseburg
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Zu den möglichen bruchmechanischen, thermischen, 
optischen und analytischen Untersuchungen und Prü-
fungen gehören z. B. Zug- und Biegeversuch, (instru-
mentierter Kerb-) Schlagbiegeversuch, Dynamische 
Differenzkalorimetrie (engl. DSC), Mikroskopische 
Untersuchungen, Farb- und Glanzmessung sowie 
IR-Spektroskopie 
Um die Bauindustrie zu unterstützen, wurde an der 
Hochschule im Rahmen des KAT das Projekt „Weiter-
entwicklung der Möglichkeiten zur anwendungstech-
nischen Charakterisierung von Kunststoffen für das 
Bauwesen“ ins Leben gerufen. Schwerpunkte bilden 
Geotextilien, Folien für Dachbahnen und Schaumstoffe 
sowie Seile und Bänder aus Kunststoffen. 
Ziel des Projektes ist ein umfassendes Angebot zur 
Unterstützung regionaler und überregionaler klein- und 
mittelständischer Unternehmen bei der Qualitätssiche-
rung und -verbesserung sowie ihrer Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit. Um dafür geeignete Spezifika-
tionen erarbeiten und umsetzen zu können, sucht die 
Hochschule nach geeigneten Kooperationspartnern.

Um der großen Nachfrage der umliegenden Industrie 
gerecht zu werden, rief die Hochschule Merseburg 
2011 die Professur für Kunststofftechnik/Polymer-
werkstoffe, besetzt durch Frau Prof. Dr. Julia Beate 
Langer, ins Leben. Besonders in den Schwerpunkten 
Kunststoffdiagnostik, Materialoptimierung und Alte-
rungsverhalten von Kunststoffen wird seitdem an der 
Schnittstelle zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
praxisorientiert gelehrt und geforscht.
Durch die Vernetzung mit und innerhalb des Kunst-
stoff-Kompetenzzentrums und den An-Instituten 
(Polymer Service GmbH Merseburg und Institut für 
Polymerwerkstoffe e. V.) – und nicht zuletzt einem 
kompetenten und hochmotivierten Team – gelingt dies 
in hervorragender Weise. 

Ein Blick in das Labor „Künstliche Bewitterung und Alterung von Kunststoffen“ 
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 Kein Verwertungsverbot bei rechtmäßiger  
     offener Videoüberwachung 

Der Fall:
Die Parteien streiten über die Wirksamkeit der frist-
losen Kündigung des Arbeitsverhältnisses der Klä-
gerin. Die Klägerin war in der Zeit vom 24.3.2016 bis 
13.8.2016 in einem Tabak- und Zeitschriftenhandel mit 
angeschlossener Lottoannahmestelle der Beklagten 
beschäftigt. Mit Schreiben vom 13.8.2016 kündigte die 
Beklagte das Arbeitsverhältnis außerordentlich fristlos. 
Die Beklagte hatte in ihrem Betrieb eine offene Video-
überwachung installiert. Sie beabsichtigte, mit den Auf-
zeichnungen ihr Eigentum vor Straftaten von Kunden 
und von eigenen Mitarbeitern zu schützen. Im dritten 
Quartal 2016 kam es nach dem Vortrag der Beklagten 
zu einem Fehlbestand bei Tabakwaren. Dies nahm die 
Beklagte zum Anlass, Videoaufzeichnungen auszu-
werten, die an zwei Tagen im Februar 2016 zeigten, 
dass die Klägerin vereinnahmte Gelder nicht in die 
Registrierkasse gelegt habe. Das Arbeitsgericht Iser-
lohn und das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamm gaben 
der Kündigungsschutzklage statt.

Die Entscheidung:
Die Revision der Beklagten hatte Erfolg. Der 2. Senat 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) hebt das Berufungs-
urteil mit dem Urteil vom 23.08.2018 – 2 AZR 133/18 
– auf und verweist die Sache zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung an das LAG Hamm zurück. Der 
Senat könne nach den bisherigen Feststellungen nicht 
beurteilen, ob es sich um eine rechtmäßige offene 
Videoüberwachung gehandelt habe. Sollte es sich um 
eine solche gehandelt haben, sei die Verarbeitung und 
Nutzung der Bildsequenz nach § 32 I I Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) a. F. zulässig gewesen. In diesem 
Fall wäre auch das durch Art. 2 I i. V. m. Art. 1 I GG  
geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht der Klä-
gerin nicht verletzt. Anders als das Berufungsge-
richt erkannte das BAG keinen Verstoß gegen § 6 b V 
BDSG a. F. Das LAG Hamm hatte angenommen, dass 
der Vorschrift eine Auswertung von Videoaufzeich-
nungen entgegenstehe, die im Zeitpunkt der Auswer-
tung nahezu sechs Monate alt seien. Das BAG betont 
dagegen, dass die Beklagte nicht verpflichtet gewesen 
sei, die Videoaufzeichnung sofort auszuwerten. Sie 
durfte so lange warten, bis sie hierfür einen berech-
tigten Anlass sah. Das BAG stellt ferner klar, dass im 
Falle einer rechtmäßigen Videoüberwachung auch die 
seit dem 25.5.2018 geltenden Vorschriften der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) einer gerichtlichen 
Verwertung der erhobenen personenbezogenen Daten 
nicht entgegenstünden.

Praxishinweis:
Das BAG korrigiert mit seinem Urteil, das bislang als 
Pressemitteilung vorliegt (FD-ArbR 2018, 407921), die 
restriktive Entscheidung des LAG Hamm zu Beweis-
verwertungsverboten im Zusammenhang mit der Ver-
wendung von Videoaufzeichnungen. Das LAG Hamm 
hatte noch angenommen, ein solches Beweisverwer-
tungsverbot könne durch Zeitablauf entstehen. Aus 
dem Löschungsgebot für Videoaufzeichnungen seien 
Schlussfolgerungen zu ziehen, dass diese nach Ablauf 
von nahezu sechs Monaten nicht mehr rechtmäßig 
gespeichert und aufgrund der daraus resultierenden 
Intensität der Persönlichkeitsrechtsverletzung einem 
Beweisverbot unterlägen. Das BAG geht völlig andere 
Wege. Der Senat geht bereits davon aus, dass der 
Arbeitgeber Aufzeichnungen aus offener Videoüberwa-
chung aufbewahren dürfe, bis er diese aufgrund eines 
berechtigten Anlasses auswerte. Der Arbeitgeber ist 
damit nicht zur sofortigen Auswertung der Videoauf-
zeichnungen verpflichtet. Für die Praxis ist es beson-
ders wichtig, dass das BAG sich zugleich mit der neuen 
Rechtslage unter Geltung der DSGVO beschäftigt und 
betont, dass insoweit keine anderen Maßstäbe anzu-
wenden seien. 

  §  §
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 Aus dem Verband
Regionalgespräch Berlin

Am 10. Dezember 2018 fand das zweite Regionalge-
spräch in Berlin in weihnachtlicher Atmosphäre statt. Als 
Gast konnte der Hauptgeschäftsführer des Hauptver-
bandes der Deutschen Bauindustrie (HDB) Dieter Babiel 
begrüßt werden, der über aktuelle Themen des Haupt-
verbandes berichtete.

Regionalgespräch Brandenburg 

Am 25. Oktober 2018 lud der Verband zum 1. Regional- 
gespräch für die Region Brandenburg ein. Dieses 
Format soll dazu beitragen, die regionale Verankerung  
des Verbandes zu stärken, ein Forum für aktuelle 
Themen sein sowie vor allem sich als Plattform etab-
lieren, um mit den Mitgliedsunternehmen ins Gespräch 
zu kommen. Im Mittelpunkt stand die Besichtigung des 
Neubaus des Schiffshebewerkes. Der Projektleiter des 
Bauvorhabens bei der Implenia Construction GmbH 
Ulrich von Lenthe ging in seinem Impulsvortrag auf die 
konstruktiven sowie baulichen Besonderheiten bei der 
Errichtung des Hebewerkes ein. Gerade die Schnitt-
stellen zwischen Tragwerk und Maschinentechnik, 
speziell unter den Toleranzanforderungen, waren und 
sind ständig zu bewältigende Herausforderungen.

Unternehmertreffen Chemnitz

Am 7. Dezember 2018 trafen sich die Mitgliedsunter-
nehmen der Region Chemnitz in Seelitz. Die kleine Ge- 
meinde und die Stadt Rochlitz machen seit über 10 Jah- 
ren ganz besonders auf sich aufmerksam. Das bekannte 
102 m lange Wandbild „Der Fürstenzug“ am Dresdner 
Schloss haben engagierte Bürger mit über 90 Darstellern 
lebendig gemacht. Der ehemalige langjährige Oberbür-
germeister Joachim Knappe führte durch Rochlitz und 
zeigte Historisches und Neues zur Stadtentwicklung. 
Den Abschluss des Gesellschaftsabends bildete ein 
Besuch und ein Orgelspiel in der St. Annenkirche Seelitz.

Regionalgespräch Dresden

Das Regionalgespräch Dresden fand am 6. Dezember 
2018 statt. Stefan Szuggat, Amtsleiter des Geschäfts-
bereiches Stadtentwicklung/Stadtplanung der Landes-
hauptstadt Dresden, berichtete über die aktuellen und 
kommenden Bauaktivitäten und Bauprozesse in der 
Landeshauptstadt Dresden. Im Anschluss an den Termin 
beim Stadtplanungsamt ließen die Teilnehmer den Tag 
bei einem vorweihnachtlichen Abendessen ausklingen.

Martinsgansessen Leipzig

Die Mitgliedsunternehmen der Region Leipzig trafen 
sich am 13. November 2018 zu ihrem traditionellen 
Martinsgansessen. Einstimmig wurde in dieser Runde 
als neuer Regionalsprecher der Region Leipzig Claus 
Erler, EUROVIA Verkehrsbau Union GmbH, Niederlas-
sung Leipzig, gewählt. Kulturell wurde das Martins-
gansessen durch einen Stadtbummel mit dem Nacht-
wächter Bremme abgerundet.

Betriebswirtschaftlicher Ausschuss

Am 23. Oktober 2018 tagte der Betriebswirtschaftliche 
Ausschuss des Verbandes in Leipzig. Dem Bericht 
über die Fusion und die Mitgliederversammlung am  
23. August 2018 folgte ein Vortrag über Verfahrensdo-
kumentation und Steuer-IKS. Weitere Themen waren 
das Ergebnis der Umfrage zur Lage der Bauwirtschaft, 
die Auswertung der Mitgliederbefragung sowie die Ent-
wicklung der Materialpreise. 

Professorentreff

Am 27. November 2018 traf sich der Bildungspolti-
sche Ausschuss des Bauindustrieverbandes Ost mit 
Professoren der Fakultäten Bauingenieurwesen der 
Hochschulen aus Sachsen und Sachsen-Anhalt in der 
Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur (HTWK) 
in Leipzig. Prof. Ulrich Möller, Professor für Bauphysik 
und Baukonstruktion an der HTWK, sprach darüber, 
wie derzeit in dem studiengangübergreifenden Master- 
modul „Building Information Modeling (BIM)“ das 
Thema BIM im Studium vermittelt wird. Susanne Müller, 
Geschäftsführerin des Akkreditierungsverbundes für 
Studiengänge des Bauwesens e. V. (ASBau) stellte den 
neuen ASBau Referenzrahmen für Bachelor-Studien-
gänge Bauingenieurwesen vor. Der Bauindustriever-
band Ost möchte mit den Hochschulen dazu weiter im 
Gespräch bleiben. Ein Rundgang durch die Versuchs-
halle der HTWK vermittelte einen Eindruck über die 
Vielfalt in der Lehre und Forschung.

Fachabteilung Straßenbau

Der Vorstand der Fachabteilung Straßenbau, Regional- 
gruppe Berlin-Brandenburg, diskutierte am 15. Oktober 
2018 in Potsdam den gegenwärtigen Stand der Zusam-
menarbeit mit dem Landesbetrieb Straßenwesen 
Brandenburg und betonte, dass die gemeinsamen 
Gespräche fortgeführt werden sollen.
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Fachabteilung Hochbau 

Bei der Herbstsitzung der FA Hochbau am 28. Novem- 
ber 2018 konnten die Teilnehmer die Brandprüfstelle 
der Materialforschung und Prüfungsanstalt für das 
Bauwesen Leipzig GmbH (MFPA) in Laue besichtigen. 
Camillo Klimke, Verwaltungsleiter der MFPA, gab einen 
aktuellen Sachstand zur EU-Bauproduktenverord-
nung. Jens Arzt, Ed. Züblin AG, Direktion Mitte, Bereich 
Sachsen, leitete mit einem Überblick zum aktuellen 
Anwendungsstand von Building Information Mode-
ling (BIM) im Unternehmen eine rege Diskussion zum 
Thema BIM ein. Ulf Schirrmeister, Sachgebietsleiter 
Vergabe- und Vergaberecht, Amt für Gebäudemanage-
ment der Stadt Leipzig, gab aktuelle Informationen zum 
Vergaberecht unter Bezug auf aktuelle Rechtsprechung 
und zum Stand der e-Vergabe in der Stadt Leipzig.

Fachabteilung Leitungsbau

Der Vorstand der Regionalgruppe Berlin-Brandenburg 
der Fachabteilung Leitungsbau diskutierten am 20. No- 
vember 2018 über die zukünftige Ausrichtung der 
Fachabteilung. Dabei wurde deutlich, dass der regio-
nale Bezug für die Arbeit der Fachabteilung eine große 
Rolle spiele, da das Hauptgeschäft im Rohrleitungsbau 
sehr stark durch den regionalen Bezug geprägt sei. 

Baurechtsfrühstück in Leipzig

Gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft für 
Baurecht lud der Bauindustrieverband Ost am 30. 
November 2018 zum sechsten Baurechtsfrühstück der 
Region Leipzig ein. Die ausgewählten Urteile und prak-
tischen Hinweise aus der aktuellen Rechtsprechung 
führten zu einem regen Austausch. Ulf Schirrmeister 
von der Stadt Leipzig informierte zum Vergaberecht 
unter Bezugnahme der aktuellen Rechtsprechung und 
den aktuellen Stand sowie erste Erfahrungen zur e-Ver-
gabe der Stadt Leipzig. 

Baupolitisches Frühstück Brandenburg

Am 7. November 2018 folgte Prof. Dr. Matthias Sunder- 
meier, Leiter des Fachgebietes Bauwirtschaft und 
Baubetrieb an der TU Berlin, der Einladung der Bau-
industrie Ost. Zentrales Thema bildete der Fachkräfte-
mangel und mit ihm die Frage nach Instrumenten der 
Nachwuchsgewinnung auf Basis der Kooperation von 
Bildung, Politik und Bauwirtschaft. Die Konkurrenz zwi-
schen Unternehmen und Verwaltungen um geeignete 
Bewerber des Bauingenieurwesens wächst stetig. Ein 
Grund für die geringen Studierendenzahlen in diesem 
Bereich findet sich nicht zuletzt in der Hochschulpolitik  
 
 
 
 
 
 

wieder: Vermeintlich zukunftsorientiertere Studien-
gänge im Bereich der Biotechnik oder Digitalisierung 
bilden den Mittelpunkt der umkämpften Förderung 
durch Hochschulmittel und genießen so den Vorrang. 
Möchte die Politik dem Fachkräftemangel entgegen-
wirken, muss sie ihren Blick für die Notwendigkeit einer 
Veränderung der Hochschulpolitik schärfen und diese 
entsprechend flankieren. 

Lernwerkstatt

Die 4. Lernwerkstatt des Bauindustrieverbandes fand 
am 15. November 2018 statt. Im Mittelpunkt stand das 
Thema Vermessung. Die Teilnehmer waren zur Gast auf 
der Baustelle „Bürohaus CoFACTORY“ der Firma Ed. 
Züblin AG in Berlin. Ein Vertreter der Ingenieursozietät 
Rek & Wieck gab einen Überblick zu der auf dem Markt 
befindlichen Vermessungstechnik und führte in das 
Thema Moderne Vermessung ein. Im Anschluss wurde 
durch die Firma Oevermann Verkehrswegebau GmbH, 
NL Eisenhüttenstatt, ein Praxisbericht zur Durchführung 
der Vermessung in ihrem Unternehmen gegeben. Im 
dritten Teil der Veranstaltung konnten sich die Teilnehmer 
an praktischen Beispielen der Vermessungstechnik die 
neuen Dimensionen 3D-  Scanning, bildunterstützte Ver-
messung und Positionsbestimmung anschauen.

Haftung für Nachunternehmer

Am 9. Januar 2019 wurden die Mitgliedsunternehmen 
aus Berlin über die Haftung als Generalunternehmer 
für Nachunternehmer informiert. Stefan Brettschneider 
vom HDB konnte den Teilnehmern die verschiedenen 
Aspekte, Risiken und Abwehrstrategien aufzeigen. Da- 
bei wurde erneut deutlich, dass der tägliche Umgang in 
der Praxis mit Präqualifikation, Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen, Mindestlohnbescheinigungen und dem 
Datenschutz in diesem Zusammenhang große Probleme 
bereite. 

 Termine

12.02.2019 Sozialpolitischer Ausschuss 
in Berlin

14.03.2019 Unternehmertagung
in Dessau

14.06.2019 Bautag/Sommerball 
in Magdeburg

18.06.2019 Mitgliederversammlung
in Berlin

22.08.2019 Sommerfest 
in Potsdam

07.11.2019 VOB-Tagung
in Leipzig
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53,2

36,2

10,6

Die Ertragslage hat sich im 
Jahr 2018
gegenüber dem
Jahr 2017:

Konjunkturerwartungen 2019

Der Gesamtumsatz 
der Bauunternehmen 

wird 2019 im Vergleich 
mit 2018 eher:

Umsatz

Anteil Nennungen in Prozent

57,4
42,6

25,5 44,7

17,0 12,8

Die Zahl der Arbeitnehmer in
den Bauunternehmen wird 

2019 im Vergleich 
mit 2018 eher:

Beschäftigung

+3,1 +1,8

2018 Prognose 2019

+8,9

+2,8

2018 Prognose 2019

Umsatzentwicklung 

Beschäftigungs-
entwicklung

gegenüber Vorjahr in Prozent

52,1

Anteil Öffentlicher Bau an 
Gesamtbauleistung 2018

in Prozent

Anteil Bauleistung in 
anderen Bundesländern 

an Gesamtbauleistung 2018
in Prozent

31,1

Abweichungen von 100 sind rundungsbedingt. Quelle: Bauindustrieverband Oste. V., Ressort Politik und Kommunikation,Leipzig,November 2018

Umsatz

Anteil  Nennungen 
in Prozent

74,5  
46,8  

17,0
40,4

8,5  12,8  

Beschäftigung
Der Gesamtumsatz 

der Bauunternehmen ist  
2018 im Vergleich 

mit 2017:

Die Zahl der Arbeitnehmer in 
den Bauunternehmen 
ist 2018 im Vergleich 

mit 2017:

Nicht verändert

Verbessert Verschlechtert

Gestiegen Gleich geblieben Gesunken

Steigen Gleich bleiben Sinken

63,0  37,0  

Ausbildung 2018: Nachwuchskräftegewinnung (Gewerbliche Ausbildungsberufe, 1. Lehrjahr 2018/19)

76,3

Ausbildungsplatz-Besetzungsquote 
Ausbildungsjahr 2018/19

in Prozent

40,4

Anteil der Bauunternehmen, 
die im Ausbildungsjahr 2018/19 

nicht alle Ausbildungsplätze 
besetzen konnten, an Gesamt-

zahl der Unternehmen
in Prozent

Gründe der Nichtbesetzung von Ausbildungsplätzen
im Ausbildungsjahr 2018/19

Anteil Nennungen in Prozent

gegenüber Vorjahr in Prozent

Ungenügende 
Eignung der

Bewerber

Zu wenige
Bewerber

Abweichungen von 100 sind rundungsbedingt    Quelle: Bauindustrieverband Ost e. V., Ressort Politik und Kommunikation, November 2018
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 Ihre Ansprechpartner

Sachsen-Anhalt

Sachsen

Brandenburg

Berlin

Magdeburg

Leipzig

Dresden

Potsdam

Geschäftsstelle Magdeburg
Lorenzweg 56, 39128 Magdeburg
Fon: 	 0391 53221-0
Fax: 	 0391 53221-24
magdeburg@bauindustrie-ost.de

Herbert Mackenschins
Geschäftsstellenleiter
Ressort Recht und Soziales
herbert.mackenschins@bauindustrie-ost.de

Daniel Anger
Ressort Politik und Kommunikation
daniel.anger@bauindustrie-ost.de

Jana Keitel
Assistentin
jana.keitel@bauindustrie-ost.de

Geschäftsstelle Leipzig
Heiterblickstraße 35, 04347 Leipzig
Fon: 	 0341 33637-0
Fax: 	 0341 33637-34
leipzig@bauindustrie-ost.de

Grit Höfer
Geschäftsstellenleiterin
Ressort Technik und Bildung
grit.hoefer@bauindustrie-ost.de

Susann Stein
Ressortleiterin Politik und Kommunikation
Pressesprecherin
susann.stein@bauindustrie-ost.de

Martina Fischer
Assistentin
martina.fischer@bauindustrie-ost.de

Hauptgeschäftsstelle Potsdam
Karl-Marx-Straße 27, 14482 Potsdam	
Fon:	 0331 7446-0
Fax: 	 0331 7446-166 
info@bauindustrie-ost.de

Dr. Robert Momberg
Hauptgeschäftsführer
robert.momberg@bauindustrie-ost.de

Milena Alexandra Madaus
Assistentin der Hauptgeschäftsführung
milena.madaus@bauindustrie-ost.de

Sabine Tesmer 
Ressort Verwaltung und Betriebswirtschaft
sabine.tesmer@bauindustrie-ost.de

Michael Schmidt
Ressort Technik und Bildung
michael.schmidt@bauindustrie-ost.de

Sophie von Minckwitz 
Ressort Politik und Kommunikation
sophie.vonminckwitz@bauindustrie-ost.de 

Peggy Konrad
Assistentin
peggy.konrad@bauindustrie-ost.de

Claudia Seth
Allgemeine Dienste
claudia.seth@bauindustrie-ost.de

Geschäftsstelle Berlin
Kurfürstenstraße 129, 10785 Berlin	
Fon:	 030 21286-200
Fax:  	 030 21286-205
berlin@bauindustrie-ost.de

Mathias Kahrs
Ressortleiter Tarif- und Sozialpolitik
mathias.kahrs@bauindustrie-ost.de

Doreen John
Assistentin
doreen.john@bauindustrie-ost.de

Sybille Postel
Assistentin
sybille.postel@bauindustrie-ost.de

Geschäftsstelle Dresden
Neuländer Straße 29, 01129 Dresden
Fon:	 0351 31988-0
Fax: 	 0351 31988-25
dresden@bauindustrie-ost.de

Hubertus Nelleßen
Ressortleiter Baurecht
hubertus.nellessen@bauindustrie-ost.de

Kerstin Poznanski
Bereich Chemnitz
kerstin.poznanski@bauindustrie-ost.de

Christin Förster
Assistentin
christin.foerster@bauindustrie-ost.de

Claudia Rauschenbach
Ressortleiterin Verwaltung und Betriebswirtschaft
claudia.rauschenbach@bauindustrie-ost.de

Suzette Paquet-Ernst
Kaufmännische Assistentin
suzette.paquet-ernst@bauindustrie-ost.de

BAUINDUSTRIEVERBAND OST E. V. |  www.bauindustrie-ost.de

DIE BAUINDUSTRIE OST
BAUEN UND SERVICES


